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Berlin, 11. August 2020 
 

Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesumweltministeriums 
 

Entwurf einer Verordnung über die Emissionsberichterstattung nach dem Brennstof-

femissionshandelsgesetz für die Jahre 20221 und 2022 

Berichterstattungsverordnung 2022 – BeV 2022) 

(Stand: 3. Juli 2020) 

 

1. Vorbemerkung 
 

Der Mineralölwirtschaftsverband als die Interessenvertretung eines Großteils der Verant-
wortlichen nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (im folgenden BEHG) bedankt 
sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nimmt diese hiermit gerne wahr. 

 
In den nachfolgenden Abschnitten werden die wichtigsten Aspekte angesprochen, hin-
sichtlich derer teilweise noch erheblicher Änderungsbedarf besteht. Wegen des Umfangs 
der notwendigen Änderungen wurden Details an den entsprechenden Stellen des beige-
fügten Verordnungsentwurfs in Form von Kommentaren eingefügt. Das mit diesen Kom-
mentaren versehene Dokument ist ausdrücklich Teil dieser Stellungnahme und soll eine 
eindeutige Zuordnung des notwendigen Änderungsbedarfs ermöglichen. 

 

2. Zu § 2 Nr. 7 und 8: Begriffsbestimmungen Bioenergieanteil und Biomasseanteil 
 
Erst in der Begründung zu § 6 Absatz 1 erfolgt der Hinweis, dass für die Ermittlung des 
Bioenergieanteils auf die nachhaltige Energiemenge eines Brennstoffs nach den nationa-
len Nachhaltigkeitsverordnungen abzustellen ist. Die Begriffsbestimmungen sollten dies 
vorab deutlich machen, um auch dahingehend Klarheit zu schaffen, woher die Werte, die 
nicht selbst in der vorliegenden Verordnung definiert werden, zu entnehmen sind. 
 
Forderung: Klarstellung, dass für die Ermittlung der aus Biomasse stammenden 
Energiemengen die volumenspezifischen Energiegehalte gemäß Richtlinie EU 
2018/2001 zu verwenden sind. 
 

3. Zu § 5 Absatz 2: Brennstoffmenge aus der Steueranmeldung 
 
Die Vorschrift bezweckt einen Gleichlauf zwischen der Mengenermittlung nach Energie-
steuerrecht und Brennstoffemissionshandelsgesetz. Es ist fraglich, ob das Abstellen le-
diglich auf die Steueranmeldung ausreichend ist, da Energiesteuern auch per Steuerbe-
scheid von Amts wegen festgesetzt werden. Die einem solchen Steuerbescheid zugrun-
deliegenden Mengen werden nicht in der Steueranmeldung erfasst. Das kann zu Un-
gleichbehandlungen bezüglich der unter das BEHG fallenden Brennstoffmengen führen, 
so z. B. bei Steuerfestsetzungen, die nachträglich im Rahmen der Steueraufsicht getätigt 
werden. Eine Nichteinbeziehung dürfte § 2 Absatz 2 des Gesetzes entgegenstehen. 
 
Forderung: Brennstoffmengen auch aus Energiesteuerbescheiden einbeziehen. 
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4. Zu § 6: Behandlung von treibhausgasreduzierten oder treibhausgasneutralen 
Kraftstoffen 

 
§ 6 soll im Wesentlichen die Verordnungsermächtigung des § 7 Absatz 4 Nummer 2 Vari-
ante 2 BEHG umsetzen: Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
… die Anforderungen an die Ermittlung der Brennstoffemissionen … zu regeln, insbeson-
dere kann sie … Standardwerte für Emissionsfaktoren von Brennstoffen festlegen; dabei 
sollen die biogenen Brennstoffemissionen bei entsprechendem Nachhaltigkeitsnachweis 
mit dem Emissionsfaktor Null belegt werden. 
 
Die Sollvorschrift bezieht sich zwar auf biogene Brennstoffemissionen. Der Wortlaut die-
ser Verordnungsermächtigung erlaubt es aber ohne Zweifel, auch anderen treibhausgas-
reduzierten oder treibhausgasneutralen flüssigen Kraftstoffen oder einem Anteil, der in 
herkömmlichen Kraftstoffen enthalten ist, einen Emissionsfaktor von Null zuzuweisen. 
Und der Gesetzeszweck (§ 1 Abs. 2 BEHG) erfordert es grundsätzlich sogar, alle Emissi-
onen nicht fossilen Ursprungs von der Bepreisung freizuhalten. Mit einer nur auf biogene 
Emissionen begrenzten Gestaltung würde die Verordnung den durch Verordnungser-
mächtigung und Gesetzeszweck vorgegebenen Gestaltungsrahmen in rechtswidriger 
Weise zu eng ausschöpfen. Die Ermächtigung muss vielmehr so genutzt werden, dass 
alle Emissionseinsparungen durch den Einsatz nachhaltig erzeugter grüner Moleküle an-
erkannt und von der Bepreisung ausgenommen werden. Eine Beschränkung auf biogene 
Brennstoffemissionen ist gesetzeszweckwidrig und verstößt gegen die Vorgaben aus Art. 
80 GG. Der Verordnungsgeber muss sich bei der Wahrnehmung der vom Parlament ab-
geleiteten Gestaltungsmacht an die von diesem vorgegebenen Grenzen halten. Den in 
der Ermächtigungsgrundlage angegebenen Zweck darf der Verordnungsgeber nicht 
überschreiten. 
 
Zu den anderen treibhausgasarmen oder treibhausgasneutralen flüssigen Kraftstoffen 
gehören vor allem 
 

 synthetische, also aus erneuerbarem Strom 

 durch gemeinsame Verarbeitung (auch Co-Processing oder Mitverarbeitung genannt) 
von mineralölstämmigen und biogenen Ölen 

 
hergestellte Kraftstoffe. Synthetische Kraftstoffe werden im Gesetz als auch im Verord-
nungsentwurf wie gängige Otto- und Dieselkraftstoffe behandelt, indem sie oder ihr Anteil 
im Kraftstoffgemisch nicht den Emissionsfaktor Null erhalten.1 Der ausdrückliche Geset-
zeszweck, nämlich die Bepreisung fossiler Treibhausgasemissionen, wird damit klar ver-
fehlt. 
 
Forderung: Gesetzeszweck einhalten. Nur fossile Brennstoffe bepreisen. Allen 
treibhausgasreduzierten oder treibhausgasneutralen nachhaltigen Kraftstoffen  
(Biokraftstoffe, synthetisch hergestellte Kraftstoffe (E-Fuels), durch Mitverarbei-
tung hergestellte Kraftstoffe) den Emissionsfaktor Null zuweisen. 
 
Bei mitverarbeiteten Kraftstoffen wird aus dem Verordnungsentwurf nicht deutlich, ob sie 
den Emissionsfaktor Null erhalten. Falls dies nicht der Fall sein sollte, wird auch hier der 
Gesetzeszweck eindeutig verfehlt. 

 
  

                                                
1 Anmerkung: auch für synthetische Kraftstoffe sind noch Nachhaltigkeitskriterien zu entwickeln 
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5. Zu § 6: Bestimmung des abzugsfähigen Bioenergieanteils 
 

a) Die Berechnung der Emissionen soll anhand gewichts- und volumenspezifischer 
Heizwerte und Emissionsfaktoren wie folgt vorgenommen werden (Beispiel): 

 

 
 

Für Biomethan, das dem Erdgas anteilig beigemischt ist, ist gem. Verordnungsbe-
gründung ein Massenbilanzierungssystem eine der Voraussetzungen für den Abzug. 
Es ist darauf hinzuweisen, dass der Anteil des Biomasseanteils in Kraft- und Heizstof-
fen (im Beispiel sind dies Biodiesel, HVO und Bioethanol) ebenfalls immer nur mas-
senbilanziell ermittelt werden kann. Eine andere Möglichkeit steht der Mineralölwirt-
schaft nicht zur Verfügung. Insbesondere kann der biogene Anteil sowohl für Otto- als 
auch für Dieselkraftstoff nicht der Energiesteueranmeldung entnommen werden. Eine 
massenbilanzielle Ermittlung ist immer dann erforderlich, wenn fossilen Brennstoffen 
ein biogener Anteil beigemischt wird. Das gilt auch für alle Fälle, in denen ein Bio-
masseanteil z. B. für Zwecke der Vermeidung der Doppelbelastung mitzuteilen ist. 

 
Forderung: Massenbilanzielle Ermittlung des Biomasseanteils für Kraft- und Heiz-
stoffe vorsehen. 
 
b) § 6 des Verordnungsentwurfs schränkt die Obergrenze für konventionelle Biokraft-

stoffe gegenüber § 13 der 38. BImSchV ein, da sie nur auf Otto- und Dieselkraftstoff 
bezogen wird. In der 38. BImSchV hingegen bezieht sie sich prozentual auf die ener-
getische Menge aller bei der Berechnung des Referenzwertes nach § 37a Absatz 4 
Satz 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu berücksichtigenden Kraftstoffe, 
also auf alle Kraftstoffe, die der Verpflichtete in den Verkehr gebracht hat. Dazu kann 
auch Flüssiggas und verflüssigtes Erdgas gehören. 

 
Forderung: Obergrenze für konventionelle Biokraftstoffe gem. § 13 der 38. BIm-
SchV verwenden. 

 
c) Absatz 5 regelt die Erleichterung des Nachweises für den Fall der Einlagerung von 

Brennstoffen durch Dritte (kaufmännischer Einlagerer). Der Tanklagerbetreiber, der 
als Dienstleister fungiert, ist damit darauf angewiesen, dass der kaufmännische Einla-
gerer ihm die Angaben nach Anlage 2 Nr. 6 zur Verfügung stellt. Erhält er sie nicht, 
bleibt der Tanklagerbetreiber als Verantwortlicher in der Pflicht, ohne diese erfüllen 
zu können. Die Lösung kann nur darin bestehen, das Gesetz zu ergänzen und dort 
den kaufmännischen Einlagerer als Verantwortlichen zu definieren.2 

 
Forderung: auch den kaufmännischen Einlagerer im 1. Änderungsgesetz zum 
BEHG als Verantwortlichen definieren. 

 
  

                                                
2 Vgl. MWV Stellungnahme zum Entwurf eines 1. Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgeset-
zes 

Volumen 

[cbm 15°]

Dichte 

[t/cbm]

Heizwert 

[GJ/t] oder 

[GJ/cbm]

Emissionsfaktor 

[GJ/t]

Emission 

[t]

Energie 

[GJ]

Energie Bio 

[GJ]

Bioanteil  

%

Abzug Bioemission 

[t]

 Emission in Verkehr 

[t] 

Diesel (DK) 100.000 269.349 3.639.845

Biodiesel 7.000 33,0 0,0740 17.094 231.000

HVO 500 34,0 0,0740 1.258 17.000 248.000 6,38%

Gesamt DK 107.500 0,845 42,8 0,0740 287.701 3.887.845 269.349

Benzin (OK) 100.000 246.987 3.378.750

Bioethanol 10.000 21,0 0,0731 15.351 210.000 210.000 5,85%

Gesamt OK 110.000 0,750 43,5 0,0731 262.338 3.588.750 246.987

Summe 217.500 550.038 7.476.595 458.000 6,13% 0 516.335
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6. Zu § 10: Vermeidung von Doppelerfassungen 
 

a) In Anlehnung an die Systematik des Energiesteuerrechts verpflichtet das BEHG die 
Unternehmen auf derjenigen Handelsstufe zur Teilnahme am nationalen Emissions-
handel, auf der die Steuer für das Inverkehrbringen von Energieerzeugnissen ent-
steht. Das sind grundsätzlich die Steuerlager (Herstellungs- und Lagerbetriebe). 
Diese Grundentscheidung des Gesetzgebers macht es erforderlich, dass Entlastun-
gen im Energiesteuerrecht, die dort eine doppelte Besteuerung verhindern oder eine 
Besteuerung nachträglich korrigieren, auch im BEHG nachvollzogen werden. 

 
In nachfolgender Tabelle hat die Mineralölwirtschaft die Entlastungstatbestände des 
Energiesteuerrechts (Energiesteuergesetz – EnergieStG und Energiesteuerdurchfüh-
rungsverordnung - EnergieStV) aufgelistet, die auch im BEHG nachvollzogen werden 
müssen, und diese bereits vorab an den Verordnungsgeber adressiert. Sie sind noch 
nicht vollständig in den Verordnungsentwurf eingeflossen. 

 

Norm 
(EnergieStG) 

Inhalt 

  

§ 8 Abs. 7 Erstattung bei Beförderung in der Annahme eines wirksamen Steu-
eraussetzungsverfahren 

§ 14 Abs. 8 Erstattung bei Unregelmäßigkeiten im Steueraussetzungsverfahren 
wegen Erhebungskompetenz eines anderen Mitgliedstaates als DE 

§ 18a Abs. 4 Erstattung bei Unregelmäßigkeiten im Beförderungsverfahren des 
steuerrechtlichen freien Verkehrs wegen Erhebungskompetenz ei-
nes anderen Mitgliedstaates als DE 

§ 19b Abs. 3 Erstattung in Einfuhrfällen 

§ 38 Abs. 5 Steuervergütung bei nicht angemeldetem Liefererstatus (Erdgas) 

§ 46 Abs. 1 Steuerentlastung beim Verbringen aus dem Steuergebiet 

§ 47 Abs. 1 Steuerentlastung bei Aufnahme in Betriebe und bei Einsatz zu steu-
erfreien Zwecken 

§ 52 Steuerentlastung für die Schiff- und Luftfahrt (greift bei der Verwen-
dung versteuerter Energieerzeugnisse für Zwecke des § 27 Energie-
StG) 

Norm 
(EnergieStV) 

Inhalt 

  

§ 96 Abs. 1 Steuerentlastung für die Schifffahrt für nicht gekennzeichnete Gasöle 

 
§ 10 des Verordnungsentwurfs erfasst davon lediglich Teile der §§ 46 und 47 Ener-
gieStG. Die übrigen Entlastungstatbestände müssen ebenfalls erfasst werden. 

 
Forderung: Entlastungstatbestände nach Energiesteuerrecht vollständig erfassen. 
 
b) Die Erfassung der Entlastungen nach den §§ 46 und 47 EnergieStG ist zudem unvoll-

ständig: § 10 Absatz 1 Nr. 1 sieht vor, dass eine entsprechende Menge an Brennstof-
femissionen abgezogen werden kann, wenn die Brennstoffe durch den Verantwortli-
chen in ein Steuerlager nach § 7 Absatz 1 Satz 1 des Energiesteuergesetzes aufge-
nommen worden sind. Verantwortliche können Brennstoffe jedoch auch in ein Steuer-
lager nach § 6 EnergieStG (Herstellungsbetrieb) aufnehmen. Die Vorschrift ist daher 
wie folgt zu ändern: 
 

(1) Der Verantwortliche kann eine entsprechende Menge an Brennstoffemissionen von den nach § 7 des 

Brennstoffemissionshandelsgesetzes in einem Kalenderjahr zu berichtenden Brennstoffemissionen für 

Mengen von Brennstoffen abziehen, 
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1. die durch den Verantwortlichen nach dem 1. Januar 2021 in ein Steuerlager nach § 7 Absatz 1 Satz 

1 § 5 Absatz 2 des Energiesteuergesetzes aufgenommen worden sind und nachweislich nach § 47 

Absatz 1 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes für dasselbe Kalenderjahr entlastet wurden, 

 
Forderung: Entlastung bei Aufnahme in ein Steuerlager nach § 5 Absatz 2 Energie-
StG vorsehen. 
 
c) Es kommt in der Praxis oftmals vor, dass der Verantwortliche, der die Energieerzeug-

nisse steuerpflichtig in den Verkehr gebracht hat, und der Entlastungsberechtigte 
auseinanderfallen, u. a. wenn die Energieerzeugnisse in ein Steuerlager eines Dritten 
aufgenommen werden. In diesen Fällen erfolgt häufig eine Abtretung des Entlas-
tungsanspruchs an den Steuerschuldner, den Inverkehrbringer, mit dem Formular 
5041 der Zollverwaltung. 

 
Forderung: 1. Entlastungen bei Dritten anerkennen, wenn diese selbst Verantwort-
licher nach BEHG sind. 2. Entlastungen beim Verantwortlichen auch anerkennen, 
wenn der Entlastungsanspruch an ihn abgetreten wurde. 
 

7. Zu § 11 Absatz 1: Ex-ante Befreiung von der Doppelbelastung 
 
§ 7 (5) BEHG sieht eine ex-ante Befreiungen „insbesondere im Falle einer Direktlieferung 
von Brennstoffen“ vor. Die Verordnung dagegen setzt zwingend Direktlieferungen voraus. 
 
Forderung: Forderung: Ex-ante Befreiung auch bei anderen als Direktlieferungen 
ermöglichen. Optionsmodell des BDI (Anhang B) vorsehen. 
 

8. Zu § 11 Absatz 4: Nachträgliche Korrektur des Emissionsberichts nach § 5 des 
Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes 
 
a) Aus administrativer Sicht der Verantwortlichen ist die in § 11 Absatz 4 des Verord-

nungsentwurfs vorgesehene Regelung zu begrüßen. Sie macht jedoch eine Verlän-
gerung der in § 10 (2) BEHG geregelten Nachkauffrist dringend erforderlich, da hier-
durch Mengenkorrekturen erfolgen, die dem Verantwortlichen in aller Regel vorher 
nicht bekannt sein können. 

 
Forderung: Frist gem. § 10 Absatz 2 BEHG mindestens auf den 15. April des Folge-
jahres verlängern. 
 

b) Es stellt sich die Frage, wie der Verantwortliche von einer erfolgten Korrektur erfährt, 
insbesondere dann, wenn die Lieferbeziehung zwischenzeitlich nicht mehr besteht. 
Weiter stellt sich die Frage, wie eine Korrektur bei zwischenzeitlich eingestellter Lie-
ferbeziehung erfolgen soll. 

 
Forderung: Anforderung entsprechender Informationen in solchen Fällen durch 
staatliche Organe vorsehen. 
 
c) Folge wäre, dass eine nachträglich festgestellte Differenzmenge nicht mehr zum 

Preis des Jahres berechnet werden kann, in dem das Inverkehrbringens erfolgte, 
sondern zu dem Preis des Jahres, in dem diese festgestellt wird, also zu einem höhe-
ren Preis.  
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Forderung: Erwerb von Emissionszertifikaten, die aufgrund nachträglicher Korrek-
turen zu einem späteren Zeitpunkt gekauft werden müssen, zum Preis des Jahres 
des Inverkehrbringens ermöglichen. 
 

9. Zu Anlage 2 Nr. 3 Buchstabe g): Unterteilung in die verschiedenen Benzinsorten 
 
Weder aus den Energiesteueranmeldungen noch aus den Massenbilanzen für die Treib-
hausgasquote oder aus den Reports der steuerlichen Anschreibungen, die Grundlage 
der Energiesteueranmeldungen sind, gehen die biogenen Anteile für die verschiedenen 
Benzinsorten hervor. Auch Anlage 1 Teil 4 des Verordnungsentwurfs sieht diesbezügli-
che keine Unterscheidung vor. 
 
Forderung: Verzicht auf die Unterscheidung nach Benzinsorte; Anlehnung an das 
Energiesteuerrecht vorsehen. 

10. Zu Anlage 2 Nr. 5 Buchstabe h): Angabe zur Steueraussetzung/Steuerbefreiung 
 
Lieferungen unter Steueraussetzung oder steuerfreie Lieferungen unterliegen nicht dem 
Anwendungsbereich des BEHG, da es nicht zu einer Versteuerung, folglich nicht zum In-
verkehrbringen kommt. Die Angabe ist daher nicht notwendig, erfordert aber erheblichen 
zusätzlichen Ermittlungsaufwand. 
 
Forderung: Verzicht auf die Angabe 
 

11. Zu Anlage 3 Nr. 3: Aktenzeichen des Verantwortlichen 
 
Es ist unklar, welches Aktenzeichen gemeint ist. 
 
Forderung: Klarstellung 
 

12. Zu Anlage 3 Nr. 6 Buchstabe c): Anteil der steuerfreien und steuerpflichtigen Men-
gen 
 
Steuerfreie Lieferungen unterliegen nicht dem Anwendungsbereich des BEHG. Unver-
ständlich ist deshalb, wozu diese Angabe erforderlich ist. Sie ist nicht notwendig, erfor-
dert aber erheblichen zusätzlichen Ermittlungsaufwand. 
 
Forderung: Verzicht auf die Angabe 
 


